
Die CDU verweigert sich im Augenblick der Aussprache; denn 
es könnte sein, daß ihr ein Spiegel vorgehalten wird, in dem sie 
erkennt, daß auch sie im Grunde das Staatsschiff verläßt. Denn 
mit der Entscheidung, am 3. Oktober der Bundesrepublik beizu­
treten, hat man entschieden, von Bord zu gehen und zu sagen: 
Laßt das mal den großen Onkel in Bonn machen, wir schaffen es 
nicht mehr.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Die Bevölkerung hat Ihnen gesagt: Sie, wir alle haben es zu 
schaffen, daß die Leute in diesem Lande, die Frauen und Männer 
in diesem Lande in eine Gesellschaft integriert werden, die sie 
nicht in Zukunft zu Bürgern zweiter Klasse machen wird. Wenn 
diese fünf Armenhausländer entstehen, wird in Deutschland ei­
ne soziale Spannung entstehen, deren außenpolitische Folgen 
wir heute noch nicht absehen können. Das ist doch das Problem, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und der PDS)

Und Sie sagen immer, wir würden die deutsche Einheit nicht 
wollen, uns, die wir warnen. Das ist eine glatte Unterstellung. 
Aber wir wollen, daß es keine zweierlei Deutschen gibt. Das ist 
das Hauptproblem.

Sicher, Sie haben recht: Die vierzigjährige Geschichte zeigt ih­
re Konsequenzen. Aber Sie haben wenig dazu beigetragen, daß 
diese vierzigjährige Geschichte nun zu einem anderen Ausgang 
kommt, nämlich dazu, daß ein gesellschaftlicher, sozialer und 
politischer Ausgleich erfolgt.

Mein Eindruck ist, meine Damen und Herren, daß Sie die vier­
zigjährige Geschichte der DDR verinnerlicht haben. Sie rangeln 
nur um Macht!

(Beifall bei der PDS)

Und wenn die DSU hier einen Antrag zur Parteienenteignung 
einbringt, dann fällt mir nur ein: Macht geht vor Recht! Das 
scheint das zu sein, was wir gelernt haben.

(Unerhört!)

Sie können so oft „Unerhört!“ sagen, wie Sie wollen; das ist die Si­
tuation. Ich beobachte mit Entsetzen den Verfall der politischen 
Kultur. Ich hatte wirklich gehofft,

(Zurufe von CDU/DA)

daß in diesem Lande eine demokratische Kultur entsteht. Was 
entstanden ist in diesem Lande, sind Leute, die in dem Augen­
blick, wo es brenzlig wird, sagen: Rette sich wer kann! und von 
Bord gehen.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Das finde ich unerhört. Das ist nicht Ihr Wählerauftrag. Sie kön­
nen reden, was Sie wollen, ich glaube Ihnen nicht; denn ich sehe, 
was Sie machen. Herr Krause wird Minister in der Bundesrepu­
blik, so sieht es aus.

(Proteste und Zurufe von CDU/DA)

Das pfeifen unterdessen die Spatzen vom Dach.

(Fortdauernde Unruhe)

Mein Eindruck ist, daß hier politische Entscheidungen gefällt 
werden, daß hier seit Tagen ein Schaukampf stattfindet.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:
Herr Abgeordneter, sind Sie bereit, 

auf zwei Zwischenfragen einzugehen?)

Einen Satz will ich noch sagen, dann kann zwischengefragt wer­
den.

Was ich beobachte, ist folgendes: daß Sie seit dem 23. August 
früh 3.50 Uhr oder 3.30 Uhr sagen: Was sollen wir denn hier noch, 
das machen sowieso endgültig die andern! - Und wie haben Sie 
aufgeregt nach dem Westen telefoniert, damit um 3.30 Uhr die 
Entscheidung so zustande kommt, wie sie zustande gekommen 
ist, ohne Rücksicht darauf, was mit der Bevölkerung in diesem 
Lande passiert. - Jetzt können Sie fragen.

(Beifall bei der PDS und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder :

Es gibt zwei Anfragen, von der CDU und dann von der SPD. 
Bitte in dieser Reihenfolge!

Gürth (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ich konnte zwar nichts zur Sache aus Ih­
rem Beitrag heraushören, aber nun zwei Fragen dazu:

1. Sind Sie nicht der Meinung, daß man die zur Verfügung ste­
henden Mittel ausschöpfen und auch entsprechend ausreichen 
muß, ehe man neue fordert?

2. Sind Sie nicht der Meinung, daß der nun verhandelte Eini­
gungsvertrag eigentlich Gegenstand dieses Antrages ist, näm­
lich gemäß Artikel 9 des ersten Staatsvertrags nachzuverhs 
dein?

T s c h i c h e (Bündnis 90/Grüne):

Dann frage ich mich nur, warum Sie nicht in die Diskussion 
eingestiegen sind. Und Sie wissen doch so gut wie ich, daß die 
SPD deswegen hier anfängt zu diskutieren, weil sie diesen aus­
gehandelten Vertrag nicht unterzeichnen will; denn die wollen 
etwas anderes, das wissen Sie doch auch so gut wie ich.

(Heiterkeit)

Das heißt, was wir hier machen, sind Scheingefechte. Wir tun 
so, als würden wir verantwortlich handeln, und in Wirklichkeit 
kämpfen wir darum, ob Kohl oder Lafontaine Ministerpräsident 
oder Kanzler wird.

(Beifall bei der PDS und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Es gibt eine zweite Anfrage von der SPD.

Dr. Rudorf (SPD):

Könnten Sie mir sagen, zu welchem Antrag Sie zufällig gespro­
chen haben die ganze Zeit?

(Beifall bei CDU/DA)

T s c h i c h e (Bündnis 90/Grüne):

Das kann ich Ihnen gern sagen. Ich habe zu Ihrem Antrag ge­
sprochen und habe versucht, die politische Landschaft, die hin­
ter Ihrem Antrag steht, ein bißchen zu beleuchten; denn der An­
trag war im Grunde ein Anlaß. Die Ursache liegt ganz woanders. 
Die Ursache liegt da, daß die SPD außerordentlich große Schwie­
rigkeiten hatte, aus der Koalition herauszukommen, und nach­
dem sie mit der 5-Prozent-Klausel und dem ganzen Kram nicht 
rauskam, hat sie jetzt ihr Thema, und das ist eigentlich auch ihr 
eigenes Thema. Die Sozialdemokratie ist eine soziale Partei, aber 
ich hatte den Eindruck, sie hatte das für ein paar Wochen verges­
sen, weil sie sich mit der CDU ins Bett gelegt hat.

(Große Heiterkeit - Beifall bei Bündnis 90/Grüne 
und bei der PDS)
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